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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Die Sitzungswoche im Deutschen Bundestag 

startete am Montag mit dem großen CDU/CSU- 

Fraktionskongress „Modernisierung der 

Unternehmensbesteuerung“ in Deutschland. 

Gemeinsam mit meinem niedersächsischen 

Kollegen aus dem Finanzausschuss, Fritz 

Güntzler, habe ich in den letzten Monaten ein 

Konzept entwickelt und Lösungsvorschläge erarbeitet, mit denen wir unsere Wirtschaft 

international wettbewerbsfähig halten möchten.  

 

Mit am Tisch saßen die Praktiker aus Mittelstand und Handwerk, aus global agierenden 

Unternehmen und aus der Verwaltung. Wir wollen die Steuerbelastung für Kapital- und 

Personengesellschaften für nicht ausgeschüttete Gewinne auf 25 Prozent deckeln. Wir schaffen 

damit mehr Liquidität in den Betrieben, was wiederum zu mehr Investitionen führt.  

 

Unser Konzept enthält eine ganze Reihe an 

konkreten Vorschlägen wie die Senkung des 

Körperschaftssteuersatzes von 15 auf 10 

Prozent, die vollständige Abschaffung des 

Solidaritätszuschlags, die Weiterentwicklung 

der Gewerbesteueranrechnung, die 

Einführung einer rechtsformneutralen 

Besteuerung für Kapital- und 

Personengesellschaften sowie die Reform des 

noch aus den 70er Jahren stammenden 

Außensteuerrechts.  

 

Vorgeschlagen wird außerdem eine Senkung des Zinssatzes bei Steuernachforderungen und 

Steuererstattungen sowie eine zielgerichtete Ausgestaltung der Grunderwerbsteuer. Auch das 

Thema Bürokratieabbau findet sich in dem Papier.  Nach dem Beschluss durch die Fraktion 

werden wir mit Nachdruck auf den gegenwärtigen Koalitionspartner SPD zugehen, um zumindest 

Teile des Konzepts im Deutschen Bundestag auch umzusetzen. 

 

Am Freitag stand die erste Lesung des Jahressteuergesetzes 2019 auf der Tagesordnung. Meine 

Plenarrede können Sie sich wie immer in der Mediathek ansehen.  Im Jahr 2018 wurden 1.769 

Rechtssachen beim Europäischen Gerichtshof (EUGH) und 2.166 Rechtssachen beim 

Bundesfinanzhof (BFH) erledigt.  

© Michael Wittig 
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Das hat natürlich unmittelbare Auswirkung auf die laufende Steuergesetzgebung. Deshalb ist es 

richtig und notwendig, einmal im Jahr, all diese notwendigen Änderungen in einem 

Jahressteuergesetz zusammen zu fassen. Hinzu kommen bei einem Jahressteuergesetz politische 

Schwerpunktsetzungen. In diesem Jahr ist das die Umsetzung des Klimapakets.  

 

Mit dem Jahressteuergesetz entlasten wir auch deutlich die Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer im Land: 

 

- Erhöhung der Pendlerpauschale 

- Anpassung der Verpflegungsmehraufwendungen 

- Verlängerung der Begünstigung für Elektro-, Hybrid und Wasserstoff-Fahrzeuge bei der 

privaten Nutzung. Verteuert werden nur 0,25% bzw. 0,5% des Bruttolistenpreises für die 

private Nutzung, anstatt der bisherigen teuren 

1%-Regelung 

- Ausweiterung der Möglichkeiten des Jobtickets 

- Kein Sachbezug bei der verbilligten Überlassung 

von Arbeitnehmerwohnungen, das betrifft vor 

allem die Ballungsgebiete 

- Weitere Beibehaltung der Möglichkeit von 

steuer- und sozialabgabenfreien Sachleistungen 

an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 

Rahmen der monatlichen 44,- Euro-Regelung 

 

Sachgerecht ist, dass die vorgesehene Neuregelung im Grunderwerbsteuergesetz zur Vermeidung 

des Gestaltungsmodells „share deals“ in einem eigenständigen Gesetz geregelt wird. 

 

Erheblichen Diskussionsbedarf gibt es allerdings noch bei dem Punkt der Umsatzbesteuerung bei 

der Erwachsenenbildung. Hier sagt die Union klar: Die Erwachsenenbildung bleibt aus unserer 

Sicht im Sinnen eines „lebenslangen Lernen“ auch in Zukunft förderfähig.  Ferner fehlt im 

Gesetzentwurf die im Koalitionsvertrag verabredete Wohnungsbauprämie. Wir wollen diese 

attraktiver gestalten und setzen uns für eine Erhöhung der Einkommensgrenze von derzeit 

25.600 Euro auf 35.000 Euro sowie der Wohnungsbauprämie von 8,8 Prozent auf 10 Prozent ein. 

Bei den strittigen Punkten werden im weiteren parlamentarischen Verfahren und in der 

öffentlichen Anhörung auf sachgerechte Lösungen hinwirken. 

 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen des Infobriefs. Auf Ihre Rückmeldungen und Kritik freue 

ich mich.  Mein Team und ich stehen Ihnen gerne zur Verfügung.  

  
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 

© Deutscher Bundestag/Achim Melde 
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KLIMASCHUTZPROGRAMM 2020 

Dobrindt: „Klimaschutz geht nur mit Bürgerinnen und 

Bürgern“ 
 

Der Bundestag hat in dieser Woche Debatte das Klimapaket 2030 diskutiert. Das 
Programm steht für eine Balance zwischen Ökologie und Ökonomie, es umfasst 60 
Milliarden Euro. 
 

 
 

 
Die Abgeordneten haben am Donnerstag in einer Vereinbarten Debatte das Klimapaket 2030 

diskutiert. Auf die Eckpunkte hatte sich die Große Koalition am 20. September geeinigt. 

Anschließend hatte sie das Klima-Kabinett verabschiedet. 

 

Das Klimaprogramm stehe für eine Balance zwischen Ökologie und Ökonomie, zwischen 

Klimaschutz und sozialem Ausgleich sowie zwischen Investitionen und Anreizen, verdeutlichte 

Alexander Dobrindt, Vorsitzender der CSU im Bundestag. Man gebe die Antwort auf die 

Herausforderungen beim Klimaschutz durch Innovation und mache aus dem Klimaschutz keine 

neue soziale Frage. 

 

„Der Klimaschutz geht eben nur mit den Bürgerinnen und Bürgern. Erderwärmung kann man 

nicht mit sozialer Kälte bekämpfen. Und deswegen ist für uns wichtig, dass wir Rücksicht auf die 

ländlichen Räume nehmen, dass wir Pendler, dass wir Familien nicht einseitig belasten, dass wir  

 

© picture allance/J.W. Alker 
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genau darüber reden, wie kann man Innovation, wie kann man Fortschritt, wie kann man 

Entlastung zusammenbringen“, betonte Dobrindt. 

 

Den Vorwurf, dass eine Reihe von Wissenschaftlern unzufrieden mit dem Klimapaket 2030 sind, 

entkräftete der Vorsitzende der CSU im Bundestag: „Es gibt einen Unterschied zwischen Politik 

und wissenschaftlicher Beratung. Wir haben doch keinen Lehrstuhl ausschließlich für ein 

Fachgebiet hier, sondern Verantwortung für die ganze Gesellschaft und deswegen liegt es an uns, 

darauf zu achten, dass Klimaschutz eben nicht zur sozialen Frage wird, sondern dass der Erfolg 

eines Klimapaketes von der Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger und der ganzen Breite der 

Gesellschaft abhängt und darauf achten wir und das setzen wir entsprechend auch um.“ 

 

Klimaschutz dürfe nicht einfach von der Politik eingefordert werden, er müsse auch gefördert 

werden. Und deswegen sei der Austausch der Ölheizungen und das Förderprogramm dazu so 

bedeutsam, genauso wie die energetische Gebäudesanierung, sagte Dobrindt. „Deswegen senken 

wir auch die Preise beim Bahnfahren und beenden die Dumping-Preise im Flugverkehr, und 

deswegen geben wir wirksame Anreize sowohl bei der Mobilität als auch beim Wohnen, um 

Emissionen dauerhaft zu senken. Und das mit einem Paket, das 60 Milliarden Euro umfasst“, so 

der Vorsitzende der CSU im Bundestag. 

 

Bayern steht bei den Erneuerbaren Energien und bei ihrem Ausbau bereits auf Platz 1 in 

Deutschland, wie in anderen Bereichen auch, betonte der Vorsitzende der CSU im Bundestag. Auch 

beim Ökolandbau ist Bayern Spitze mit zehn Prozent. 

 

Das Klimapaket finden Sie hier. 

 

 

 

 
 

 

https://portal1.dbtg.de/resource/blob/975202/1673502/768b67ba939c098c994b71c0b7d6e636/,DanaInfo=www.bundesregierung.de,SSL+2019-09-20-klimaschutzprogramm-data.pdf?download=1
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EUROPA   

Unterstützung für EU-Beitrittsverhandlungen mit 

Nordmazedonien und Albanien 
 
2003 haben die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union bei ihrem 
Gipfeltreffen mit den Staaten des westlichen Balkans die Perspektive einer EU-
Mitgliedschaft in Aussicht gestellt - wenn sie die Voraussetzungen erfüllen. Der Bundestag 
hat nun über die Eröffnung von Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien 
diskutiert. 
 

 
 
 
Der Bundestag hat am Donnerstag über die Beitrittsanträge der Republik Nordmazedonien 
sowie Albanien zur Europäischen Union (EU) und zur Empfehlung von Europäischer 
Kommission und Hoher Vertreterin vom 29. Mai 2019 zur Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen debattiert. 
 
Bereits 2003 haben die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union bei ihrem 
Gipfeltreffen mit den Staaten des westlichen Balkans den Balkanstaaten die Perspektive einer EU-
Mitgliedschaft in Aussicht gestellt - wenn sie dafür die Voraussetzungen erfüllen, erklärte Florian 
Hahn (CSU), europapolitscher Sprecher der Unionsfraktion im Bundestag.  
 
Nordmazedonien habe am 22. März 2004 einen Antrag auf Beitritt zur EU gestellt. Ende 2005 
wurde dem Land der Status eines Beitrittskandidaten zuerkannt. „Seither hat das Land große 
Reformanstrengungen unternommen - auch wenn nicht alles Gold ist, was glänzt. Nachdem der 
jahrelange Namensstreit mit Griechenland im Februar dieses Jahres beigelegt werden konnte, ist  

© pistock/Oleksandr Filon 
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aber ein entscheidender Stolperstein für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen - nicht für 
einen Beitritt zur Europäischen Union - aus dem Weg geräumt“, so Hahn. Deshalb unterstütze die 
Unionsfraktion den vorliegenden Antrag, fordere aber zugleich die Fortführung von wichtigen 
Reformen.  
 
„Albanien ist ein Land, an dem sich sicherlich die Geister scheiden“, sagte der europapolitische 
Sprecher. Auf der einen Seite sähen wir die eingeleiteten Reformen, gerade in den Bereichen der 
Justiz, der Wirtschaft und der Verwaltung, die zum Teil so ambitioniert vorangetrieben würden 
wie in kaum einem anderen Land. Auf der anderen Seite erlebe man, dass der Kampf gegen die 
organisierte Kriminalität und gegen den Drogenhandel noch nicht gewonnen sei. Auch gebe es 
eine innenpolitische Krise, die das Parlament lahmzulegen drohe.  
„Sollen wir Albanien seinem Schicksal überlassen? Sollen wir Albanien den Mächten überlassen, 
die nur darauf lauern, einen breiten Fuß in die Tür Europas zu bekommen? Wollen wir eine 
politische Krise in den Nachbarländern Albaniens riskieren, die ein Nein mit auslösen könnte? Ich 
sage Ihnen: Wenn wir Albanien jetzt die kalte Schulter zeigen, könnten wir eine historische 
Chance verpassen“, betonte Florian Hahn. 
 
Man habe sich daher entschieden, auch Albanien grünes Licht für die Aufnahme von EU-
Beitrittsverhandlungen zu geben. Anders als im Falle von Nordmazedonien werde die 
Zustimmung zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit Albanien aber an sehr harte Kriterien 
geknüpft. „Ja, es gibt noch viel Schatten, manche Kritiker sagen: mehr Schatten als Licht“, so Hahn. 
Dennoch wolle man Albanien nicht länger warten lassen. Würden wir ablehnen oder nur Ja zu 
Nordmazedonien sagen, dann wäre Albanien für die Europäische Union verloren, gab Hahn zu 
bedenken. Außerdem: Im Beitrittsprozess könne man dem Land am besten helfen, an europäische 
Standards heranzukommen. Hahn betonte noch einmal: „Eröffnungen von 
Beitrittsverhandlungen bedeuten noch keinen Beitritt. Sie sind der Beginn eines langen 
Prozesses.“ 
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HEBAMMENREFORMGESETZ 

Reform der Hebammenausbildung  
 
Die Abgeordneten haben in dieser Woche das Hebammenreformgesetz verabschiedet. 
Damit werde die Ausbildung für diesen Beruf akademisiert. Mit dieser Neuerung hat 
Deutschland nun auch die europäischen Standards umgesetzt. 
 

 
 

 
Die Abgeordneten haben in dieser Woche das Hebammenreformgesetz verabschiedet. Damit wird 
das veraltete Berufsgesetz von 1985 neu geschrieben und darüber hinaus wird europäisches 
Recht fristgerecht umgesetzt. „Gerade auch der Blick nach Europa zeigt, dass dieses ‚Update‘ nötig 
war“, betont Emmi Zeulner (CSU). Deutschland sei innerhalb der EU das einzige Land, das noch 
keine Akademisierung der Hebammenausbildung eingeführt habe. 
 
Die Neuerungen bedeuteten aber zu keinem Zeitpunkt, dass eine Herabsetzung der 
fachschulischen Hebammen einhergeht, so Zeulner. Es gebe tolle Hebammen und gerade diese 
erfahrenen Frauen – und natürlich auch Männer – würden für die Weiterentwicklung der 
Ausbildung gebraucht. Sie seien eine Ressource an Wissen und Können, die unsere 
uneingeschränkte Unterstützung in diesem Bereich haben, sagt Zeulner.  
 
Was genau ändert sich nun? Die fachschulische Ausbildung wird in ein duales Hochschulstudium 
mit einem hohen Praxisanteil, das zwischen sechs und acht Semestern dauern soll und mit dem 
akademischen Grad des „Bachelor“ abgeschlossen wird. Voraussetzung hierfür ist eine 
zwölfjährige Schulausbildung oder eine abgeschlossene Ausbildung in einem Pflegeberuf. „Wir 
haben dafür gekämpft, dass auch die Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger den Zugang 
erhalten“, so Zeulner.  

© picture alliance/Holger Hollemann/dpal 
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Von der Mindestgesamtstudienzeit in Höhe von 4.600 Stunden entfallen je 2.200 Stunden auf die 
Theorie und auf die Praxis. Die Studierenden schließen, nachdem sie an einer Hochschule 
angenommen wurden, mit einem Krankenhaus einen Vertrag für den berufspraktischen 
Ausbildungsteil. Von diesem erhalten sie dann auch für die gesamte Dauer des Studiums eine 
Ausbildungsvergütung.  
 
Im Rahmen des praktischen Teils werden jetzt auch Praxiseinsätze im ambulanten Bereich 
verpflichtend. Das bedeutet, dass die Studierenden bei freiberuflichen Hebammen oder 
ambulanten hebammengeleiteten Einrichtungen Einblick erhalten.  
 
„Wir haben erstmals eine verpflichtende Praxisanleitung eingeführt und hierbei ab 2030 eine 
Betreuungsquote von 25 Prozent festgelegt. Und auch wenn wir hier eine Übergangszeit für die 
Bereitstellung von genügend Praxisanleiterinnen benötigen, so freut es mich, dass wir in den 
Verhandlungen erreichen konnten, dass diese Quote für die zehnjährige Übergangszeit von 10 auf 
15 Prozent angehoben wurde. Die Krankenhäuser müssen hier handeln und nachlegen“, betonte 
Zeulner. 
 
Darüber hinaus sollen fachschulisch und berufserfahrene Hebammen beim nachträglichen 
Erwerb des Bachelorgrades unterstützt werden, um ihnen weitere Perspektiven zu eröffnen. 
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